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Staatsverweigerer strapazieren die Ämter
ImAppenzellerland leugnenmanche Bürgerinnen undBürger staatlichen Institutionen. Sie sorgen für Aufwand und schwierige Situationen.

Selina Schmid

SpätestensseitderPandemiehat
die Akzeptanz mancher Bürge-
rinnen und Bürger für den Staat
abgenommen. Lauter und öf-
fentlicher als zuvor kritisierten
sie Bund und Kantone. Der re-
gierende Landammann aus Ap-
penzell Innerrhoden Roland
Dähler spürtdiesekritischeHal-
tung. Er sagt: «Inzwischen gibt
es Bürger, diemeinen, der Staat
habe ihnen gar nichts zu sagen.
Sie erkennen den Staat als sol-
ches nichtmehr an.»

Während der Pandemie er-
reichten ihn kritische E-Mails
oder Briefe. Dähler habe seinen
Angaben zufolge nur geantwor-
tet, wenn der Ton anständig ge-
wesen sei. Er habe sich zur Ge-
wohnheit gemacht, mit kriti-
schenBürgerinnenundBürgern
das persönlicheGespräch zu su-
chen.MancheDiskussionensei-
en gut verlaufen, etwa wenn er
Falschinformation richtigstellen
oderdenStandpunktderRegie-
rung erklären konnte. «Oft ging
es auch darum, dass sich die
Menschen ernstgenommen
fühlten.» In anderen Gesprä-
chenwarendieFrontensounter-
schiedlich,manwurdesichnicht
einig.

Einigemachen
einfachnichtmit
Es sindEinzelfälle,welchenach
derPandemiekritischgeblieben
sind, so Dähler. Die Tendenz,
die staatlichen Institutionen zu
verweigern, spürendieKantons-
angestelltendirekt.BeimBetrei-
bungs- und Konkursamt sam-
melnsichdieFälle,dennoftmals
werdenSteuerrechnungenoder
andere Gebühren von Ämtern
undBehördennichtbezahlt.Der
stellvertretendeAmtsleiterPas-
calFässler sagt:«Wirhabenein-
zelne Personen, welche die Le-
gitimität des Bundes und der
Kantone sowie deren Gesetze
anzweifeln. Sie ignorieren Zah-
lungsbefehle und Amtseinla-
dungen.»

DieseBürgerinnenundBür-
ger würden ihre Haltung gegen
aussenverbergen, seienaberbei
den Ämtern bekannt. Ange-

sichts der rund 1400 Innerrho-
derBetreibungsfälle imJahr sind
eswenigeFälle,die jedocheinen
enormenAufwandverursachen.
Das Betreibungsamt versucht
wiederholt, dieSchuldner zuer-
reichen, meist aber vergeblich.
Jeder Versuch kostet, wodurch
eineüberschaubareSchulddop-
pelt oder dreimal so teuer wer-
denkönne, soFässler.Dafürhaf-
ten zwar die Schuldner. Deren
Gläubiger müssen die Kosten
aber vorleisten und bleiben
manchmal darauf sitzen.

SchwierigeBegegnungen
fürKantonsangestellte
Die Staatsverweigerer verursa-
chenabsurdeSituationen.Wenn
sie beim Amt vorbeikommen,
seien sie konfrontativ, so Fäss-

ler. Sie wollen Beamtenauswei-
se sehen oder sagen, dass die
Ämter Privatunternehmen sei-
en. Die Rechnungen oder Zah-
lungsaufforderungen seien ille-
gal,weswegensiediesenichtbe-
zahlen wollen, sagen sie. Oft
hätten sieeineBegleitpersonda-
bei. Fässler sagt: «FürunsAnge-
stellte sind diese Begegnungen
schwierig. Man kommt auf kei-
nengrünenZweig.»Auch indie-
sen Verfahren schöpfe das Be-
treibungsamt seine rechtlichen
Möglichkeiten aus.

Die Ämter erhalten Briefe
von diesen Bürgern, welche auf
einschlägigen Websites her-
untergeladen werden können.
Darin stehen vermeintliche
Rechtssätze,welcheaus interna-
tionalem Recht zusammenge-

setzt sindundmeist auf eineAn-
zeige beim internationalen Ge-
richtshof abzielen, so Fässler.

RolandDähler sagt, dassGe-
setze für alle gelten. Ohne sie
würde einiges in der Gesell-
schaftnichtmehr funktionieren.
Wer sich nicht daran halte, der
mussdieKonsequenzen tragen,
welcheunbequemseinkönnen.
Er sagt: «Ich fragemichmanch-
mal schon, ob sichdiePersonen
auch den Folgen bewusst sind,
wenn sie sich einfach nicht an
die Regeln halten.»

HoheKostenzu
LastenderAllgemeinheit
Georg Amstutz, Leiter des Aus-
serrhoder Kommunikations-
dienstes, schreibt auf Anfrage,
dass in Ausserrhoden Personen

leben,welchedieDemokratie in
Frage stellenundsichden staat-
lichen Gesetzen und gesell-
schaftlichenRegelnverweigern.
Dies äussere sich nicht nur im
Verhalten gegenüber verschie-
denstenÄmternundBehörden,
wodurch ein grosser zusätzli-
cher Aufwand entsteht. «Diese
Personen verursachen so hohe
KostenzuLastenderSteuerzah-
lerinnen und -zahler, zu Lasten
der Allgemeinheit.»

Betroffen seien verschiede-
ne Verwaltungsstellen, so Am-
stutz. Dabei sei die Gleichbe-
handlung von Bürgerinnen und
Bürgern demRegierungsrat ein
wichtigesAnliegen.Darum lege
er Wert auf eine konsequente
Umsetzung der gesellschaftli-
chen und staatlichenRegeln.

Beim Betreibungs- und Konkursamt sammeln sich die Fälle der Staatsverweigerer. Bild: Keystone

Bundesrätin nimmt Einladung an
Elisabeth Baume-Schneider hat auf den Brief vonAndreaCaroni undDavid Zuberbühler reagiert. Sie will nachAusserrhoden kommen.

MeaMcGhee

FDP-Ständerat Andrea Caroni
und SVP-Nationalrat David Zu-
berbühlerdürfen sich schonmal
Gedanken darüber machen,
welche Sehenswürdigkeiten
ihrerHeimat siederneuenBun-
desrätin Elisabeth Baume-
Schneider dereinst zeigen wol-
len. Andrea Caroni hat von der
SP-Magistratin,mitdererdieses
Jahr im Büro des Ständerates
sass, an der traditionellen Ver-
abschiedungzumEndederWin-
tersessionamFreitageineWeih-
nachtskarte erhalten. Nebst
demgedrucktenoffiziellenText
hat Baume-Schneider hand-
schriftlichhinzugefügt, siewer-

denicht vergessen, ihmSchoggi
zukommen zu lassen.

Liebhaber
vonSüssigkeiten
Als Liebhaber von Süssigkeiten
hätten sie einanderwährendder
Sessionen jeweils gegenseitig
Schoggi versprochen, erklärt
Andrea Caroni auf Nachfrage.
Mit«Chapeau»kommentiert er
die Tatsache, dass Elisabeth
Baume-Schneider angesichts
ihres neuen Amtes die Zeit ge-
funden hat, persönlich zu ant-
worten. Über die schriftliche
bundesrätlicheZusage«devenir
en Appenzell» freut sich der
Ausserrhoder Ständerat. Er sagt
mit einemAugenzwinkern,man

werdeElisabethBaume-Schnei-
der während ihres Besuches
dannsicherlichdenUnterschied
zwischen InnerrhodenundAus-
serrhoden erklären.

Baume-Schneiderander
Landsgemeinde
Zur Einladung seitens der Aus-
serrhoder Bundesparlamenta-
rier war es gekommen, weil die
frisch gewählte Bundesrätin
kurz nach ihrer Wahl am 7. De-
zember an einer Medienkonfe-
renz gesagt hatte, sie vermute,
dass Appenzellerinnen undAp-
penzellerdieBundesratswahlen
wohl gar nicht mitbekommen
hätten.Dies hatte imAppenzel-
lerland für einigeAufregungge-

sorgt. Nach Innerrhoden wird
Baume-Schneider sowiesobald
reisen. Turnusgemäss wird im-
merdie jüngstgewählteBundes-
rätin beziehungsweise der Bun-
desrat an die Landsgemeinde
eingeladen.

Pestalozzidorf
undKantonsschule
Auf diese unbedachte Äusse-
rung hatten Andrea Caroni und
DavidZuberbühlerder Jurassie-
rin einen Brief mit der Einla-
dung nach Ausserrhoden ge-
schrieben.DerneuenSP-Magis-
tratin solle damit vor Ort ein
persönlicher Eindruck vermit-
telt werden, dass das «Appen-
zellerlandmindestens soaufge-

schlossen istwie beispielsweise
der Kanton Jura», hiess es im
Schreiben.

Es könne wohl eine Weile
dauern, bis Baume-Schneider
insAppenzellerland reisenwer-
de, vermutet Andrea Caroni.
DafürhabeerVerständnis, kön-
ne er doch erahnen,was nun al-
les auf die Bundesrätin zukom-
me. Sollte es nach ihrer Ein-
arbeitungszeit zum Besuch in
Ausserrhoden kommen, würde
er der Justizministerin gerne
Orte mit Bezug zu ihrem De-
partement zeigen, zumBeispiel
das Pestalozzidorf. Und an die
KantonsschuleTrogenwürdeer
sie für einen Austauschmit den
Lernenden gerne führen.

Bundesrätin Elisabeth Baume-
Schneider. Bild: Keystone

Pascal Fässler
Stellvertretender Leiter
Betreibungs- undKonkursamt
Appenzell Innerrhoden

«Man
kommt
aufkeinen
grünen
Zweig.»


